
der Baukosten (Steigerung der Materialpreise,
der Arbeitslöhne rc.) in Rechnung, so erhält man
nach mäßiger Annahme eine Znschlagssumme von
nahezu Ml. 352000000, so daß eine Gesammtlast
von nahezu Ml. 4705000000 erreicht wird.

Das wären nahezu die 5 Milliarden, welche die
Flottenpropagandisten nicht haben gelten lassen wollen.
Dabei ist zu berücksichtigen die Eventualität oder
Wahrscheinlichkeit, daß das Reichsmarineamt
nach einigen Jahren abermals die „Nothwendig-
keit einer weiteren Flottenvermehrung" ent-
deckt und mit neuen Forderungen an den Reichs-
tag hcrantritt.

Die sehr willkürliche günstige Schilderung der
Reichseinnahmen und ihrer Steigerung,
welche die Regierung in der Budgetkommission ge-
geben hat, muß beurtheilt werden im Zusammenhang
mit den von der Kommission gemachten Deckungs-
vorschlägen. Gegenüber der Regierung, welche
„prinzipiell" festhalten wollte an dem absurden Ge-
danken, daß ueue Steuern „nicht nothwendig^
seien, stellte sich die reaktionäre Mehrheit der Kom-
mission auf den Standpunkt, wenn man auch diesem
Gedanke» zustimiiien könne, die Gelegenheit, neue
Stenern zu schaffen, bezw. bestehende zu
erhöhen, doch zn günstig sei, als daß man sic
nicht benutzen sollte. So gelangte diese Mehrheit
den» zunächst zu dem Vorschläge, daß der in Folge
des Flottengesetzes sich ergebende Mehrbedarf an
Reichseiiinahmeii aufgebracht werde» solle:

1) durch Erhöhung der Reichs-Stempelabgabeu
auf Werthpapiere, Kaufgeschäfte und Lotterie-
loose, sowie durch Einführung einer Reichs-
Stempelabgabe auf Kuxe und Schiffsfracht-
urkunden,

2) durch Erhöhung der Zollsätze auf Schaumwein
und Branntwein,

3) durch Einführung einer Verbrauchsabgabe auf
inländischen Schaumwein und Saccharin.
In zweiter Lesung gelaugte die Kommission

dazu, an Stelle dieses Vorschlages den § 6 des
Gesetzentwurfes in der in unserem vorigen Artikel
mitgetheilten Fassung auzunehinen. Es ist darin
von neuen Steuern und Zollerhöhungen nicht mehr
die Rede, aber nicht etwa deshalb, weil man von
suchen grundsätzlich absehen will, sondern weil, wie
der Antragsteller ausführte (S. 46 des Berichts),
„es nicht erforderlich sei, alle geplanten
Stenern und Zollerhohnngen ausdrücklich
aufzuführen, da solche ja durch besondere
Gesetze gleichzeitig geregelt würden". Dem-
gegenüber ist die Schlußbemerkung des vorgeschlagenen
§ 6, wonach der Fehlbetrag „nicht durch Erhöhung
oder Vermehrung der indirekten, den Massenverbrauch
belastenden Reichsabgaben aufgebracht werden darf",
völlig bedeutungslos. Diese Bemerkung, dem
besteheiideii Flottengesetz entnommen, war auch der
in erster Kommissioiisberathnug beschlossenen Fassung
deS § 6 zilgesiigt. Sie hat lediglich den Zweck, die
Volksmassen zu beschwichtigen, während cs
jedem in die Verhältniffe eingeweihten Politiker klar
ist, daß die Deckung doch auf eine erhebliche
Mehrbelastung der arbeitenden Klasse nach
dem bisher geübten System hinausläust. Es ist zu
beachten, daß in der Schlußbemerkung des § 6 nur
von Reichsabgabe» die Rede ist. Die Wahl
dieses Wortes „Abgaben" ist keine zufällige, sonder»
eine wohl überlegte. Es ist diesbezüglich in der
Commission (Seite 47 des Berichts) offen erklärt
worden:

„Unter sonstigen Einnahmen deS Reiches sei
die allenfallsige Ertragssteigerung aus dem Post-,
Eisenbahn- und Bankivesen, sowie aus der Zucker-
steuer verstanden, auf keinen Fall wolle man
darunter eine Erhöhung der Zölle auf Ge-
treide, Petroleum und Kaffee begreifen, deshalb
habe man auch den Ausdnick Reichsabgaben anstatt
Reichsfleuern in § 6 gewählt."

Das ist deutlich. Getreide, Petroleum und
Kaffee sollen, obwohl sie Gegenstände des Massen-
verbrauchs sind, einer stärkeren Belastung unter-
worfen werden können. Und füglich können Bier
und Branntwein, wie alle anderen Gegenstände
deS MaffenkonsumS, ebenso behandelt werden, denn
es handelt sich dabei nicht um „Abgaben", sondern
um ©(euern im konkretesten, aber auch schlimmsten
Sinne des Worte?.

Die hier in Rede stehende Faffung de? 8 6 ist
der Versuch einer gröblichen frivolen Täuschung
deS Volkes, der dieser Tage int Reichstage sicher
feine gebührende Kritik erfahren wird.

Nr. ISS. 14. Jahrgang.

HamburgerEcho.

Da« ^Hamburger Ech»" erlcheint täglich, außkr Montag«.
Der NbonnkmcntSprciS (int!. „Die Reut Welt") beträgt: durch di« Post bezogen (Nr. de« Post-
katalog« 3334) ebne Bringegeld vierteljährlich X 4,20; durch die Lolportore Wochen,,. 36 4 frei in’« Hau«
Einzelne Numnier 6 4 Sonntag« Nummer mit iOuflr. Sonntag« Beilage „Die Neue Well 10 4-

B-rantwortlicher Redaktor: Gustav Waberöky in Hamburg.

Mittwoch, den « Jmti 1900.

tl u ü e i fl e n
werden die fechsgcfpaltene Petitzeile oder deren Raum mit 30 4, für den AibeiiSmarki, 93er*

luiethuuaö- und Familieuanzeigeu mit 20 4 berechnet.
Slnzefaeu Alluahme in der Szpedilion (bis 6 tthr Bdds.), sowie in fämmtl.?[nnoncen>Fiireeul

Redaktion und Expedition: Graste Theaterstraste 44 in Hamburg.

Parteigenossen!

Nachdem beschlossen worden, unser Organ, das „Hamburger Echo", zu verbilligen, ist es die Pflicht

der Genossen, für dessen weitere Verbreitung zu sorge» und eine intensive Agitation ;n entfalten. Tie nöthigen

Maßnahmen sind unsererseits getroffen worden und wir dürfen wohl erwarten, daß jeder Parteigenosse am

Donnerstag, 7. Juni, präzise 8 Nhr Abends, zur Flugvlattverbreitnng sich eiufiuden und die ihm zugewiesene Aufgabe

mit Eifer erfüllen wird. Jeder Einzelne hat seine Kraft in den Dienst der allgemeinen Lache zu stellen; nnr

dann wird auf eineu vollen Erfolg gerechnet werden können. Wir erwarten, daß kein Genosse die Mühe schent,

bei der Propaganda für unser Arbeiterblatt mitzuwirke».

Die Lsrstiinhe der Sszlaldmokrlltislhtü Vereine m Hmburg, Mm, Sttnijeii uni) WaniM.


